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Umfang des Versicherungsschutzes 

§ 1 Welche Sachen sind versichert und welche nicht? 

1. Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichne-
ten, fertig eingesetzten oder montierten 

a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas, 

b) Scheiben und Platten aus Kunststoff, 

c) Platten aus Glaskeramik, 

d) Glasbausteine und Profilbaugläser, 

e) Lichtkuppeln aus Glas und Kunststoff. 

2. Nicht versichert sind  

a) optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskör-
per und Handspiegel, 

b) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind. 

§ 2 Welche Kosten sind versichert? 

1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen  

a) Aufwendungen für das vorläufige Verschließen von Öff-
nungen (Notverschalungen, Notverglasungen), 

b) Aufwendungen für das Abfahren von Glas- und sonstigen 
Resten zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ab-
lagern oder Vernichten (Entsorgungskosten). 

2. Soweit dies vereinbart ist, ersetzen wir nach Maßgabe 
des § 18 Nr. 3 bis 5 auch die infolge eines Versiche-
rungsfalles notwendigen Aufwendungen für 

a) zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und 
Montieren von versicherten Sachen durch deren Lage 
verteuert (z. B. Kran- und Gerüstkosten), 

b) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Ver-
zierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den unter § 1 
Nr. 1 genannten versicherten Sachen, 

c) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die 
das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. 
Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.), 

d) die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Be-
schlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen. 

3. Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die Sie 
bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach 
zur Abwendung und Minderung des Schadens für gebo-
ten halten durften oder die Sie auf unsere Weisung ma-
chen (Schadenabwendungs- und Schadenminderungs-
kosten). 

Machen Sie Aufwendungen, um einen unmittelbar bevor-
stehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 
Auswirkungen zu mindern, geltend, so leisten wir Auf-
wendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei ei-
ner nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände 
verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Aufwen-
dungen auf unsere Weisung erfolgten. 

Sind wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, können 
wir auch den Aufwendungsersatz nach Satz 1 und Satz 2 
entsprechend kürzen. 

Wir haben den für die Aufwendungen gemäß Satz 1 er-
forderlichen Betrag auf Ihr Verlangen vorzuschießen. 

4. Wir ersetzen bis zu einem Betrag von 3.000 Euro die 
Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von uns 
zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen 
nach geboten waren (Schadensermittlungskosten). 

Ziehen Sie einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, 
so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit Sie zur Zu-
ziehung vertraglich verpflichtet sind oder von uns aufge-
fordert wurden. 

Sind wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, können 
wir auch den Kostenersatz nach Satz 1 entsprechend 
kürzen. 

5. Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der 
Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen 
Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese 
Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden. 



§ 3 Welche Gefahren und Schäden sind versichert? 

1. Wir leisten Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt wer-
den. 

2. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf 

a) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. 
Schrammen, Muschelausbrüche), 

b) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrschei-
ben-Isolierverglasungen, 

c) Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall 
oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei-
ner Ladung, ferner nicht auf Schäden durch Löschen, 
Niederreißen oder Ausräumen bei diesen Ereignissen, 

d) Schäden durch Erdbeben. 

3. Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 

a) Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revoluti-
on, Rebellion oder Aufstand, 

b) Innere Unruhen, 

c) Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Sub-
stanzen. 

§ 4 Wo sind die Sachen versichert? 

1. Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versiche-
rungsortes. 

2. Versicherungsort sind die in dem Versicherungsvertrag 
bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden. 

3. Gebäudeverglasungen sind nur an ihrem bestimmungs-
gemäßen Platz versichert. 

§ 5 Wie wird die Versicherung angepasst? 

1. Wir passen den Umfang der Versicherung an die Preis-
entwicklung für Verglasungsarbeiten an; entsprechend 
verändert sich der Beitrag. 

2. Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. 
Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr begin-
nende Versicherungsperiode entsprechend dem Pro-
zentsatz, um den sich die vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Glaspreisindizes verändert haben. Für 
gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für 
gemischt genutzte Gebäude, Bürogebäude und gewerb-
liche Betriebsgebäude. Für Wohnungen, Einfamilien- und 
Mehrfamiliengebäude gilt das Mittel aus den Indizes für 
Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude. Der Verände-
rungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma 
gerundet. Maßgebend sind die für den Monat Mai veröf-
fentlichten Indizes.  

3. Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über 
die Erhöhung unserer Haftung  und der damit verbunde-
nen Anpassung der Prämie können Sie durch Erklärung 
in Textform zum Anpassungszeitpunkt kündigen. Zur 
Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. Unsere 
Mitteilung, in der Sie auf Ihr Kündigungsrecht hinzuwei-
sen sind, muss Ihnen mindestens einen Monat vor Wirk-
samwerden der Anpassung der Prämie zugehen. 

Beitrag, Versicherungsbeginn und Laufzeit des Ver-
trages 

§ 6 Wann beginnt der Versicherungsschutz? Was 
geschieht bei nicht rechtzeitiger Zahlung des Erst- 
oder Einmalbeitrages? 

1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Nr. 
2 und 3 zahlen. 

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungsteuer, die Sie in der jeweils gesetzlich bestimmten 
Höhe zu entrichten haben. 

2. Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages 

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
gilt als Erstbeitrag nur die erste Rate des ersten Jahres-
beitrages. 

3. Folgen verspäteter Beitragszahlung 

a) Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt 
der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 

Das gilt nicht, wenn Sie die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten haben. 

b) Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, können wir vom Vertrag zurücktreten, solan-
ge der Beitrag nicht gezahlt ist. 

Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten haben. 

c) Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, so sind wir für einen vor Zahlung des Beitra-
ges eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrages aufmerksam gemacht haben. 

Das gilt nicht, wenn Sie die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten haben. 

§ 7 Was ist hinsichtlich der Zahlung von Folgebeiträ-
gen zu beachten? 

1. Der Folgebeitrag wird zum vereinbarten Zeitpunkt der 
jeweiligen Versicherungsperiode fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt. 

2. Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten 
Sie ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass Sie die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten haben. Wir können 
Sie auf Ihre Kosten in Textform zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
bestimmen (Mahnung). 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn wir je Vertrag die 
rückständigen Beträge des Beitrages, der Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die 
Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht - 
aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweisen. 

Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen. 

3. Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung des Beitrages oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung 
kein Versicherungsschutz. 

4. Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung in Verzug, können wir den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündi-
gen. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirk-
sam wird, wenn Sie zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung 
in Verzug sind. Hierauf sind Sie bei der Kündigung aus-
drücklich hinzuweisen. 

5. Haben wir gekündigt und zahlen Sie nach Erhalt der 
Kündigung innerhalb eines Monats oder, wenn diese mit 
der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb ei-
nes Monats nach Fristablauf den angemahnten Betrag, 



besteht der Vertrag fort. Die Regelung über unsere Leis-
tungsfreiheit (Nr. 3) bleibt unberührt. 

§ 8 Was ist bei Vereinbarung des Lastschriftverfah-
rens zu beachten? 

Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag eingezo-
gen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung 
nicht widersprechen. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns 
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer in Textform 
abgegebenen Zahlungsaufforderung erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil Sie 
die Einzugsermächtigung widerrufen haben, oder haben Sie 
aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig Zah-
lung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 

Sie sind zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, 
wenn Sie hierzu von uns in Textform aufgefordert worden 
sind.  

§ 9 Was geschieht, wenn die vereinbarte Ratenzah-
lung nicht eingehalten wird? 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn Sie mit der 
Zahlung einer Rate im Verzug sind. 

Ferner können wir für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen. 

§ 10 Für welchen Zeitraum wird der Beitrag bei vor-
zeitiger Vertragsbeendigung erhoben? 

1. Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
vor Ablauf der Versicherungsperiode steht uns für diese 
Versicherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrages 
zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versiche-
rungsschutz bestanden hat. 

2. Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht uns der Beitrag zu, den wir hät-
ten beanspruchen können, wenn die Versicherung nur 
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem wir 
vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt haben. 

3. Üben Sie Ihr Recht aus, Ihre Vertragserklärung innerhalb 
von zwei Wochen zu widerrufen, haben wir nur den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Beiträge zu erstatten. 

Voraussetzung ist, dass wir Sie auf Ihr Widerrufsrecht, 
die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, haben wir 
zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten 
Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn Sie Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen 
haben. 

4. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt been-
det, weil Sie Gefahrumstände, nach denen wir vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt haben, nicht angezeigt 
haben, so steht uns der Beitrag bis zum Wirksamwerden 
der Rücktrittserklärung zu. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt been-
det, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht recht-
zeitig gezahlt worden ist, so steht uns eine angemessene 
Geschäftsgebühr zu. 

5. Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung von 
uns wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht uns 
der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung zu. 

6. Sie sind nicht zur Zahlung des Beitrages verpflichtet, 
wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versiche-

rung nicht besteht oder wenn das Interesse bei einer 
Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für 
ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht ent-
steht. Wir können jedoch eine angemessene Geschäfts-
gebühr verlangen. 

Haben Sie ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht 
versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Uns 
steht in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem wir von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt haben. 

§ 11 Wie lange gilt der Vertrag? 

1. Dauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen. 

2. Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
Ihnen oder uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zu-
gegangen ist. 

3. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

4. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres von Ihnen gekündigt werden; 
die Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zuge-
gangen sein. 

5. Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem wir vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangen. 

a) Als Wegfall des versicherten Interesses gilt insbesondere 
die vollständige und dauerhafte Auflösung des Haushal-
tes 

- nachdem Sie in eine stationäre Pflegeeinrichtung aufge-
nommen wurden, 

- nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwohnung.  

Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten 
Interesses. 

b) Das Versicherungsverhältnis endet im Falle Ihres Todes 
zu dem Zeitpunkt, in dem wir über die vollständige und 
dauerhafte Haushaltsauflösung Kenntnis erlangen, spä-
testens jedoch zwei Monate nach Ihrem Tod, wenn nicht 
bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in dersel-
ben Weise nutzt wie Sie es taten. 

§ 12 Welches Kündigungsrecht besteht nach einem 
Versicherungsfall? 

1. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles können Sie 
oder wir den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündi-
gung ist in Textform zu erklären. Sie muss dem Ver-
tragspartner spätestens einen Monat nach Abschluss der 
Verhandlungen über die Entschädigung zugegangen 
sein. 

2. Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem 
Zugang bei uns wirksam. Sie können jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spä-
testens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungs-
periode, wirksam wird. 

3. Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach ihrem 
Zugang bei Ihnen wirksam. 

 



Besondere Anzeigepflichten und Obliegenheiten 

§ 13 Welche Anzeigepflichten sind bis zur Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung zu beachten? 

1. Vollständige und wahrheitsgemäße Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen 

Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung al-
le Ihnen bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen wir in Textform gefragt haben und die für unseren 
Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. 

Sie sind auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als wir 
nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 
in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellen. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf unseren Entschluss Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschlie-
ßen. 

2. Rechtsfolgen der Anzeigepflichtverletzung 

a) Vertragsänderung 

Haben Sie die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt 
und hätten wir bei Kenntnis der nicht angezeigten Ge-
fahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingun-
gen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen 
auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Bei einer von Ihnen unverschuldeten Pflichtverletzung 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Ver-
sicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, so können Sie 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unse-
rer Mitteilung ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der 
Mitteilung der Vertragsänderung haben wir Sie auf Ihr 
Kündigungsrecht hinzuweisen. 

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 

Verletzen Sie Ihrer Anzeigepflicht nach Nr. 1, können wir 
vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, Sie haben die 
Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
verletzt. 

Bei grober Fahrlässigkeit ist unser Rücktrittsrecht ausge-
schlossen, wenn Sie nachweisen, dass wir den Vertrag 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu glei-
chen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätten. 

Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, 
so sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, 
Sie weisen nach, dass sich die Verletzung der Anzeige-
pflicht auf einen Umstand bezieht, der weder für den Ein-
tritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungs-
pflicht ursächlich ist. Haben Sie die Anzeigepflicht arglis-
tig verletzt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. 

c) Kündigung 

Verletzen Sie Ihre Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht fahr-
lässig oder schuldlos, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei 
denn, wir hätten den Vertrag bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umständen zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen abgeschlossen. 

d) Ausschluss unserer Rechte 

Unsere Rechte zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt 
(b) und zur Kündigung (c) sind jeweils ausgeschlossen, 
wenn wir den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder 
die unrichtige Anzeige kannten. 

e) Anfechtung 

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. 

3. Frist für die Ausübung unserer Rechte 

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) oder zur Kündigung (2 c) müssen wir innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen und dabei die Um-
stände angeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Um-
stände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 
nicht verstrichen ist. Die Monatsfrist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht und der Umstände Kenntnis erlangen, die das von 
uns jeweils geltend gemachte Recht begründen. 

4. Rechtsfolgenhinweis 

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) und zur Kündigung (2 c) stehen uns nur zu, wenn wir 
Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Fol-
gen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen ha-
ben. 

5. Erlöschen unserer Rechte 

Unsere Rechte zur Vertragsänderung (2a), zum Rücktritt 
(2b) und zur Kündigung (2c) erlöschen mit Ablauf von 
fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Ver-
sicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten 
sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn Sie die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

6. Vertragsschluss durch Ihren Vertreter 

Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter  geschlossen, so 
sind bei der Anwendung von Nr. 1, 2 und 5 sowohl die 
Kenntnis und die Arglist Ihres Vertreters als auch die 
Kenntnis und die Arglist von Ihnen zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder Ihrem Vertreter noch Ihnen Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

§ 14 Was ist bei einer Gefahrerhöhung zu beachten? 

1. Begriff der Gefahrerhöhung 

Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe Ihrer 
Vertragserklärung die tatsächlich vorhandenen Umstän-
de so verändert werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalles oder eine Vergrößerung des Schadens oder 
unsere ungerechtfertigte Inanspruchnahme wahrscheinli-
cher wäre. 

Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere vorliegen, 
wenn 

a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt 
worden ist, 

b) handwerkliche Arbeiten (z. B. Umbauten, Auf- oder Ab-
bau von Gerüsten) am Versicherungsort oder in dessen 
unmittelbarer Umgebung ausgeführt werden, 

c) die Wohnung länger als 2 Monate unbewohnt ist, 

d) der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt wird, 

e) das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht, 

f) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufgenom-
men wird, 

g) Art und Umfang eines Betriebes – gleich welcher Art – 
verändert wird, soweit Versicherungsschutz für Glas in 
der gewerblichen Inhaltsversicherung vereinbart ist. 

2. Ihre Pflichten 

a) Nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung dürfen Sie ohne 
unsere vorherige Zustimmung keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten 
gestatten. 

b) Erkennen Sie nachträglich, dass Sie ohne unsere vorhe-
rige Zustimmung eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
oder gestattet haben, so müssen Sie uns diese unver-
züglich anzeigen. 

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe Ihrer Vertragser-
klärung unabhängig von Ihrem Willen eintritt, müssen Sie 



uns unverzüglich anzeigen, nachdem Sie von ihr Kennt-
nis erlangt haben. 

3. Rechtsfolgen der Pflichtverletzung 

a) Unser Kündigungsrecht 

Verletzen Sie Ihre Verpflichtung nach Nr. 2 a), können 
wir den Vertrag fristlos kündigen, wenn Sie Ihre Verpflich-
tung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt haben. Das 
Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
haben Sie zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kön-
nen wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat kündigen. 

Wird uns eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 
b) und c) bekannt, können wir den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen. 

b) Vertragsänderung 

Statt der Kündigung können wir ab dem Zeitpunkt der 
Gefahrerhöhung einen unseren Geschäftsgrundsätzen 
entsprechend erhöhten Beitrag verlangen oder die Absi-
cherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als 10 Prozent oder schließen wir die Absicherung 
der erhöhten Gefahr aus, so können Sie den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
haben wir Sie auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

4. Erlöschen unserer Rechte 

Unsere Rechte zur Kündigung oder Vertragsanpassung 
nach Nr. 3 erlöschen, wenn wir diese nicht innerhalb ei-
nes Monats ab unserer Kenntnis von der Gefahrerhö-
hung ausüben oder wenn der Zustand wiederhergestellt 
ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
Ihre Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt haben. 
Verletzen Sie diese Pflichten grob fahrlässig, so sind wir 
berechtigt, unsere Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, 
das der Schwere Ihres Verschuldens entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit haben Sie zu 
beweisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) sind wir 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem uns die Anzeige hät-
te zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn Sie Ihre 
Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt haben. Haben Sie Ihre 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt Nr. 5 a) Satz 2 und 
3 entsprechend. Unsere Leistungspflicht bleibt bestehen, 
wenn uns die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem 
uns die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt 
war. 

c) Unsere Leistungspflicht bleibt bestehen, 

- soweit Sie nachweisen, dass die Gefahrerhöhung nicht 
ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder 
den Umfang der Leistungspflicht war oder 

- wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die 
Frist für unsere Kündigung abgelaufen und eine Kündi-
gung nicht erfolgt war oder 

- wenn wir statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Ge-
fahrerhöhung einen unseren Geschäftsgrundsätzen ent-
sprechend erhöhten Beitrag verlangen. 

6. Unerhebliche Gefahrerhöhung 

Die Regelungen nach Nr. 1 bis Nr. 5 finden keine An-
wendung, wenn 

a) sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat, 

b) nach den Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass 
die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll. 

§ 15 (Nicht belegt)  

§ 16 Welche Obliegenheiten müssen beachtet wer-
den? 

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Sie haben vor Eintritt des Versicherungsfalles 

a) alle gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich verein-
barten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, 

b) dafür zu sorgen, dass die versicherten Sachen fachmän-
nisch nach den anerkannten Regeln der Technik erstellt 
und eingebaut sind. 

2. Kündigungsrecht bei Obliegenheitensverletzung vor 
Eintritt des Versicherungsfalles 

Verletzen Sie vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Oblie-
genheit nach Nr. 1, die Sie vor Eintritt des Versicherungs-
falles uns gegenüber zu erfüllen haben, so können wir 
innerhalb eines Monats, nachdem wir von der Verletzung 
Kenntnis erlangt haben, den Vertrag fristlos kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie 
beweisen, dass Sie die Obliegenheit weder vorsätzlich 
noch grobfahrlässig verletzt haben. 

3. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falles 

Sie haben bei und nach Eintritt eines Versicherungsfalles  

a) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen, 

b) uns den Schadeneintritt, nachdem Sie von ihm Kenntnis 
erlangt haben, unverzüglich anzuzeigen, 

c) unsere Weisungen zur Schadenabwendung/-minderung 
einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten, 

d) unsere Weisungen zur Schadenabwendung/-minderung 
soweit für Sie zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer un-
terschiedliche Weisungen, haben Sie nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu handeln, 

e) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigen-
tum unverzüglich der Polizei anzuzeigen, 

f) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch uns 
freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unum-
gänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu do-
kumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten 
Sachen bis zu einer Besichtigung durch uns aufzubewah-
ren, 

g) soweit möglich, uns unverzüglich jede Auskunft – auf 
Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststel-
lung des Versicherungsfalles oder des Umfanges unserer 
Leistungspflicht erforderlich ist sowie jede Untersuchung 
über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten, 

h) die von uns angeforderten Belege beizubringen, deren 
Beschaffung Ihnen billigerweise zugemutet werden kann. 

4. Obliegenheiten des leistungsberechtigten Dritten 

Steht das Recht auf die vertragliche Leistung (Entschädi-
gungsleistung) einem Dritten zu, so hat dieser die Oblie-
genheiten gemäß Nr. 3 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm 
dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen 
möglich ist. 

5. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

a) Verletzen Sie eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 3 vor-
sätzlich, so sind wir von der Verpflichtung zur Leistung 
frei. 



Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit sind 
wir berechtigt, unsere Leistung in dem Verhältnis zu kür-
zen, das der Schwere Ihres Verschuldens entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit haben Sie zu 
beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung 
sind wir jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit Sie 
nachweisen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falles noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 
Leistungspflicht ursächlich ist. 

c) Verletzen Sie eine nach Eintritt des Versicherungsfalles 
bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, 
sind wir nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, 
wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
diese Rechtsfolge hingewiesen haben. 

6. Auskunftspflicht 

Ferner sind Sie – soweit zumutbar – verpflichtet, uns 
Auskünfte zu möglichen Ansprüchen gegenüber scha-
denverursachenden Dritten zu erteilen. 

§ 17 (Nicht belegt) 

Entschädigung 

§ 18 Wie wird die Entschädigung berechnet? Wann 
liegt eine Unterversicherung vor? 

1. Ersetzt werden im Versicherungsfall, soweit nichts ande-
res vereinbart ist, bei zerstörten und beschädigten Sa-
chen (siehe § 1) die Kosten bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles für die Wiederbeschaffung, Lieferung und 
Montage von Sachen oder Sachteilen gleicher Art und 
Güte. 

Wir ersetzen keine Aufwendungen, die bei der Anglei-
chung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe und Struktur) 
an entschädigten Sachen sowie für fertigungsbedingte 
Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Erschei-
nungsbild entstehen. 

Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn Sie vorsteu-
erabzugsberechtigt sind; das gleiche gilt, wenn Sie Mehr-
wertsteuer tatsächlich nicht gezahlt haben. 

Restwerte werden angerechnet. 

2. Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beantwortung 
von Antragsfragen nach Umständen, die für die Prä-
mienberechnung maßgeblich sind (z. B. Wohnflächen-
größe, Anzahl der Wohneinheiten, Glasflächen) von den 
tatsächlichen Verhältnissen zum Zeitpunkt des Schaden-
eintritts abweicht und deshalb die Prämie zu niedrig be-
rechnet wurde, wird nur der Teil des Schadens ersetzt, 
der sich zu dem Schadenbetrag verhält, wie die zuletzt 
berechnete Jahresprämie zu der Jahresprämie, die bei 
Kenntnis der tatsächlichen Umstände zu zahlen gewesen 
wäre (Unterversicherung). 

3. Ersetzt werden gemäß § 2 die notwendigen Kosten zur 
Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles. Bei Kosten 
gemäß § 2 Nr. 2 höchstens der vereinbarte Betrag. 

4. Für die Berechnung der Entschädigung versicherter 
Kosten gemäß § 2 gilt Nr. 2 entsprechend. 

5. Bei Versicherung auf Erstes Risiko gelten die Bestim-
mungen über die Unterversicherung gemäß Nr. 2 nicht. 

§ 19 Wann wird die Entschädigungsleistung fällig? 

1. Die Entschädigung wird fällig, wenn unsere Feststellun-
gen zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abge-
schlossen sind. 

Sie können einen Monat nach Meldung des Schadens 
den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

2. Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit 
Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

b) Der Zinssatz liegt 1 Prozent unter dem Basiszinssatz der 
Europäischen Zentralbank und beträgt mindestens 4 
Prozent und höchstens 6 Prozent pro Jahr, soweit nicht 
aus rechtlichen Gründen ein höherer Zins zu zahlen ist. 

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig. 

3. Der Lauf der Fristen gem. Nr. 1 und Nr. 2 Satz 1 ist ge-
hemmt, solange infolge Ihres Verschuldens die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

4. Wir können die Zahlung aufschieben, solange  

a) Zweifel an Ihrer Empfangsberechtigung bestehen, 

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 
Sie oder Ihren Repräsentanten aus Anlass dieses Versi-
cherungsfalles läuft. 

§ 20 Wann entfällt unsere Entschädigungspflicht aus 
besonderen Gründen? 

1. Wir sind von der Entschädigungspflicht frei, wenn Sie uns 
arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Hö-
he der Entschädigung von Bedeutung sind, täuschen o-
der uns zu täuschen versuchen. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil wegen Betruges oder Betrugs-
versuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen 
gemäß Satz 1 als bewiesen. 

2. Führen Sie den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so 
sind wir von der Entschädigungspflicht frei. 

3. Führen Sie den Schaden grob fahrlässig herbei, so sind 
wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere Ih-
res Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Sonstige Vertragsbestimmungen 

§ 21 Was geschieht bei mehrfacher Versicherung, 
Überversicherung, oder Doppelversicherung? 

1. Anzeigepflicht 

Wird bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, sind Sie verpflichtet, uns die an-
dere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mittei-
lung sind der andere Versicherer und die Versicherungs-
summe anzugeben. 

2. Rechtsfolgen der Anzeigepflichtverletzung 

Verletzen Sie die Anzeigepflicht (siehe Nr.1) vorsätzlich 
oder grob fahrlässig, sind wir nach Maßgabe der Rege-
lungen zur Obliegenheitsverletzung (§ 16 Abs. 2 und 4) 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn wir vor 
Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen 
Versicherung erlangt haben. 

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert und übersteigt die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den 
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner 
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, 
dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; Sie 
können aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des 
Ihnen entstandenen Schadens verlangen. 

Dies gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 

Erlangen Sie oder der Versicherte aus anderen Versiche-
rungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, 
so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden 



Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Grundlagen, aus denen die Beiträge be-
rechnet wurden, nur in diesem Vertrag in Deckung gege-
ben worden wären. Bei Vereinbarung von Entschädi-
gungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, 
dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Ent-
schädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Grundlagen, aus denen die Beiträge berechnet wurden, 
in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

c) Haben Sie eine Mehrfachversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht ge-
schlossene Vertrag nichtig. Uns steht der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem wir von den die Nichtigkeit be-
gründenden Umständen Kenntnis erlangt haben. 

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a) Haben Sie den Vertrag, durch den die Mehrfachversiche-
rung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen 
der Mehrfachversicherung geschlossen, können Sie ver-
langen, dass der später geschlossene Vertrag aufgeho-
ben oder unter verhältnismäßiger Minderung des Beitra-
ges auf den Betrag herabgesetzt wird, der durch die frü-
here Versicherung nicht gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Vertrags- und Bei-
tragsanpassung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem 
uns Ihre Erklärung zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn 
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der 
Versicherungswert gesunken ist oder sich die Wohnflä-
che nachträglich reduziert hat. Sind in diesem Fall die 
mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
können Sie nur die verhältnismäßige Anpassung des 
Vertrages und der Beiträge verlangen. 

§ 22 Was ist bei der Versicherung für fremde Rech-
nung zu beachten? 

1. Schließen Sie einen Versicherungsvertrag im eigenen 
Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) ab, 
können nur Sie und nicht der Versicherte die Rechte aus 
diesem Vertrag ausüben. Das gilt auch dann, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

2. Wir können vor Zahlung der Entschädigung an Sie den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zu-
stimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zah-
lung der Entschädigung nur mit Ihrer Zustimmung ver-
langen. 

3. Soweit Ihre Kenntnis und Ihr Verhalten von rechtlicher 
Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Ver-
sicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Ihre In-
teressen und die des Versicherten umfasst, müssen Sie 
sich für Ihr Interesse das Verhalten und die Kenntnis des 
Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Ihr Repräsentant ist. 

4. Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen wor-
den ist oder dem Versicherten eine rechtzeitige Benach-
richtigung an Sie nicht möglich oder nicht zumutbar war. 

5. Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn Sie den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert 
haben. 

§ 23 Welche Auswirkung haben Kenntnis und Verhal-
ten Ihrer Repräsentanten? 

Sie müssen sich die Kenntnis und das Verhalten Ihrer Rep-
räsentanten zurechnen lassen. 

§ 24 (Nicht belegt)  

§ 25 (Nicht belegt)  

§ 26 Was gilt bei Übergang von Ersatzansprüchen? 

1. Steht Ihnen ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, 
geht dieser Anspruch auf uns über, soweit wir den Scha-
den ersetzen. Der Übergang kann nicht zu Ihrem Nach-
teil geltend gemacht werden. Richtet sich Ihr Ersatzan-
spruch gegen eine Person, mit der Sie bei Eintritt des 
Schadens in häuslicher Gemeinschaft leben, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, 
diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

2. Sie haben Ihren Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
Ihres Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der 
geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und 
nach Übergang des Ersatzanspruchs auf uns bei dessen 
Durchsetzung durch uns soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzen Sie diese Obliegenheit vorsätzlich, sind wir zur 
Leistung insoweit nicht verpflichtet, als wir infolge dessen 
keinen Ersatz von dem Dritten erlangen können. Im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit sind 
wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere Ih-
res Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit tragen Sie. 

§ 27 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Ver-
trag? 

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. 

Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns 
angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmel-
dung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen un-
sere Entscheidung in Textform zugeht.  

§ 28 (Nicht belegt)  

§ 29 Welches Gericht ist zuständig? 

1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unse-
rem Sitz oder dem unserer für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung. Örtlich zuständig ist auch 
das Gericht im Bezirk Ihres Wohnsitzes oder, wenn ein 
solcher fehlt, Ihres gewöhnlichen Aufenthalts.  

Für Klagen gegen Sie ist dieses Gericht ausschließlich 
zuständig. 

2. Sind Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen Sie nach unserem Sitz oder 
dem unserer für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

§ 30 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? 
Was gilt bei Änderungen Ihrer Anschrift? 

1. Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so-
weit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für uns bestimmten Erklärungen und Anzeigen, 
die das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmit-
telbar gegenüber uns erfolgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die im Versiche-
rungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Stelle oder an unsere Hauptverwaltung ge-
richtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 
Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unbe-
rührt. 

2. Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitge-
teilt, genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte uns bekannte Anschrift. Die Er-
klärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes 
als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
Änderung Ihres Namens. 



§ 31 Welches Recht findet Anwendung? 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 


